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In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 31. März 1958 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Portugal über den Luft- 
verkehr 


nebst Begründung sowie den Text des Abkommens in deutscher 
und portugiesischer Sprache mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 201. Sitzung am 6. Februar 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 31. März 1958 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Portugal über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Lissabon am 31. März 1958 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Portugal über den Luftverkehr wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Artikel 6 des Abkommens gilt im Saarland vom 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des Vertrags 
vom 27. Oktober 1956 zwischen der Bundesrepublik 


Deutschland und der Französischen Republik zur 
Regelung der Saarfrage (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
an. § 16 des Gesetzes über die Eingliederung des 
Saarlandes vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1011) bleibt unberührt, 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 15 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekannntzugeben. 


Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der 
internationale Fluglinienverkehr. Er kann nur be- 
trieben werden, wenn die ausländischen Staaten, die 
überflogen oder angeflogen werden sollen, dem 
deutschen Luftverkehr entsprechende Flugrechte 
gewähren. Nach allgemeinen internationalen Ge- 
pflogenheiten werden diese Rechte grundsätzlich in 
zweiseitigen Luftverkehrsabkommen eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind bereits 
vom Deutschen Reich vor dem zweiten Weltkrieg 
abgeschlossen worden, sie sind jedoch veraltet und 
müssen erneuert werden. 

Nach Delegationsverhandlungen in Lissabon vom 
12. bis 20. November 1957 wurde das Abkommen am 
31. März 1958 als sechzehntes deutsches zweiseitiges 
Luftverkehrsabkommen nach Wiederherstellung der 
Lufthoheit in Lissabon unterzeichnet. Es entspricht 
inhaltlich den bisher von der Bundesrepublik abge- 
schlossenen zweiseitigen Luftverkehrsabkommen. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte sind 
in einem Fluglinienplan festgelegt, der am Tage der 
Unterzeichnung des Abkommens durch Notenaus- 
tausch vereinbart wurde (s. Artikel 2). Diese Form 
der Vereinbarung wurde gewählt, um die Flug- 
linienrechte jeweils den Verkehrsanforderungen 
leichter anpassen zu können. 

Nach dem Fluglinienplan sind die deutschen Luft- 
verkehrsunternehmen berechtigt, folgende Linien zu 
betreiben: 


1. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
nach Lissabon, 

2. von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Zwischenlandepunkte 

in der Schweiz, 
in Frankreich, 
in Spanien, 
nach Lissabon, 

3. von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
über Zwischenlandepunkte 

in der Schweiz, 
in Frankreich, 
in Spanien, 

nach Lissabon, Santa Maria und darüber hinaus 
nach Punkten 

in der Karibischen See und 
nach Mittel- und Südamerika. 

Die portugiesischen Unternehmen sind berechtigt, 
folgende Linien zu betreiben: 

1. Von Punkten in Portugal nach einem je Strecke 
noch zu bezeichnenden Punkt in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, 

2. von Punkten in Portugal über Zwischenlande- 
punkte 

in Spanien, 
in Frankreich, 
in der Schweiz, 

nach je einem oder zwei für jede Strecke noch 
festzulegenden Punkten in der Bundesrepublik 
Deutschland und darüber hinaus. 
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Die bezeichneten Unternehmen können einen oder 
mehrere Zwischenlandepunkte auslassen unter der 
Voraussetzung, daß der Ausgangspunkt einer Linie 
sich im Gebiet des Vertragspartners befindet, welcher 
das Unternehmen bezeichnet hat. Die Auslassungen 
sind vorher in den Flugplänen der bezeichneten 
Unternehmen zu veröffentlichen. 

11. Besondere Bemerkungen zu dem Abkommen 

Artikel 2 behandelt den Fluglinienplan und legt 
Rechte fest, welche sich die Vertragstaaten zur 
Durchführung des Fluglinienverkehrs durch die be- 
zeichneten Unternehmen gegenseitig einräumen. 
Gewährt werden das Recht des Uberflugs (1. Frei- 
heit), das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken (2. Freiheit) und das Recht, Fluggäste, Post 
und Fracht abzusetzen (3. Freiheit) und aufzunehmen 
(4, Freiheit), wobei die Beförderung auch von und 
nach einem dritten Staat vorgenommen werden 
kann (5. Freiheit). 

Alle Rechte werden nur zur Durchführung inter- 
nationalen Luftverkehrs eingeräumt. Daraus ergibt 
sich, daß auf Grund des Abkommens Kabotage- 
rechte nicht beansprucht werden können. Sollen 
diese ausnahmsweise gewährt werden, bedarf es 
einer besonderen Genehmigung. 

Artikel 5 sieht für die Flughafengebühren gegen- 
seitige Inländerbehandlung vor. 

Artikel 6: Die vereinbarten Abgabenvergünstigun- 
gen halten sich im Rahmen der beiderseitigen natio- 
nalen Rechtsvorschriften. 

Artikel 7 gewährleistet, daß die von den bezeich- 
neten Unternehmen bereitgestellte Kapazität {an- 
gebotene Nutzlast und Häufigkeit des Verkehrs) in 
ein angemessenes Verhältnis zur Verkehrsnachfrage 
gebracht werden kann. Die Bestimmung ist an das 
am 11. Februar 1946 zwischen Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten von Amerika abge- 
schlossene Bermuda-Abkommen angelehnt, welches 
insoweit eine Fortbildung der von der ICAO ein- 
geleiteten freiheitlichen Behandlung des Fluglinien- 
verkehrs enthält. Besonders eingehend wird in Ab- 
satz 3 das Recht der 5. Freiheit behandelt, das nur 
unter Beachtung der unter Buchstaben a bis c 
genannten Gesichtspunkte ausgeübt werden darf. 
Insgesamt ist die Vorschrift so elastisch gehalten, 
daß jeder Vertragstaat die Interessen seiner für die 
Ausübung der vereinbarten Fluglinienrechte be- 
zeichneten Unternehmen gegenüber dem anderen 
Vertragstaat wirksam vertreten kann. 

Artikel 8 Abs, 2 verpflichtet die Luftfahrtbehör- 
den zum Austausch statistischer Unterlagen zwecks 
Nachprüfung der von den bezeichneten Unternehmen 
bereitgestellten Kapazitäten. Die Vorschrift ergänzt 
insofern Artikel 7. 


Artikel 9 enthält die Grundsätze für die Fest- 
setzung der auf den festgelegten Linien anzuwen- 
denden Tarife. Diese sollen zwecks Vermeidung 
eines unerwünschten Konkurrenzkampfes nach Mög- 
lichkeit zwischen den beteiligten Unternehmen auf 
Grund des Tariffestsetzungsverfahrens des Inter- 
nationalen Luftverkehrsverbandes (lATA) festge- 
setzt werden und sind den Luftfahrtbehörden zur 
Genehmigung vorzulegen. Einigen sich die Unter- 
nehmen nicht, so versuchen die Luftfahrtbehörden, 
die Tarife festzulegen. Gelingt dies ebenfalls nicht, 
so ist die Angelegenheit einer nach Artikel 13 zu 
bildenden Schiedskommission zu unterbreiten. 

Artikel 11 bis 13 befassen sich mit dem Mei- 
nungsaustausch der Luftfahrtbehörden, der Konsul- 
tation zwischen den Vertragstaaten und dem 
Schiedsverfahren. Diese Regelung ist in Luftver- 
kehrsabkomnien üblich und zweckmäßig. 

III. Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkomen gilt im Hinblick auf Artikel 5 des 
Zwölften Teils des Überleitungsvertrags einstweilen 
nicht für Berlin. Eine Erstreckung des Abkommens 
und des Gesetzes auf Berlin muß der zukünftigen 
politischen Entwicklung Vorbehalten bleiben. 

IV. Begründung des Gesetzes 

Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 GG 
der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines Buii- 
desgesetzes, weil es sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht. Das Gesetz bedarf der 
Zustimmung des Bundesrates, weil die obersten 
Landesverkehrsbehörden für die Festsetzung der 
Höhe der in Artikel 5 des Abkommens genannten 
Gebühren zuständig sind (Artikel 84 Abs. 1 GG) 
und weil die in Artikel 6 vorgesehenen Vergünsti- 
gungen auch die Biersteuer berühren (Artikel 105 
Abs. 3, Artikel 106 Abs. 2 GG). 

Zu Ar tik el 2 

Die Einführung von Rechtsvorschriften der Bundes- 
republik Deutschland im Saarland kann nur nach 
den Vorschriften des Vertrags vom 27. Oktober 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Regelung der Saarfrage 
(BGBl. II S. 1587) erfolgen. Die Anwendung von Ar- 
tikel 6 des Abkommens, der zollrechtliche und 
steuerliche Vorschriften enthält, ist daher für das 
Saarland bis zum Ablauf der Übergangszeit auszu- 
schließen (Artikel 3, 12, 13 und 15 des Saarvertrags). 

Artikel 3 entspricht dem Erfordernis des Arti- 
kels 82 Abs. 2 GG. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Abkommens ist ebenfalls im Bundesgesetzblatt 
bekanntzumachen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Portugal 
über den Luftverkehr 

Acordo 

sobre transportes aereos 
entre a Repüblica Federal da Alemanha 
e Portugal 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

PORTUGAL, 

IN DEM WUNSCHE, den Luftverkehr zwischen ihren 
Hoheitsgebieten und darüber hinaus zu regeln, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Luftfahrtbehörde", in bezug auf die Bundesrepu- 
blik Deutschland den Bundesminister für Verkehr, 
in bezug auf Portugal das Verkehrsministerium — 
Generaldirektion für Zivilluftfahrt — , oder in beiden 
Fällen jede andere Person oder Stelle, die zur Aus- 
übung der diesen obliegenden Aufgaben ermächtigt 
ist; 

b) „Bezeichnetes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das ein Vertragstaat dem anderen Ver- 
tragstaat nach Artikel 3 als ein Unternehmen be- 
zeichnet hat, das den internationalen Fluglinien- 
verkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgeleg- 
ten Fluglinien betreiben soll; 

c) „Hoheitsgebiet", den Begriff, der in Artikel 2 des 
Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt 
vom 7. Dezember 1944 festgelegt ist; 

d) „Fluglinienverkehr", „internationaler Fluglinienver- 
kehr" und „Landung zu nichtgewerblichen Zwecken", 
die Begriffe, die in Artikel 96 Buchstaben a, b 
und d des Abkommens über die Internationale Zivil- 
luftfahrt vom 7. Dezember 1944 festgelegt sind. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragstaat gewährt dem anderen Vertrag- 
staat zur Durchführung des internationalen Fluglinien- 
verkehrs durch die bezeichneten Unternehmen auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien 

das Recht des Überflugs, 

das Recht der Landung zu nichtgewerblichen Zwecken, 
das Recht, an den Punkten in seinem Hoheitsgebiet, 
die in den festgelegten Linien aufgeführt sind, zu 
landen, um Fluggäste, Post und/oder Fracht ent- 
sprechend den in diesem Abkommen vereinbarten 
Bestimmungen gewerblich aufzunehmen und abzu- 
setzen. 

(2) Die Linien, auf welchen die bezeichneten Unterneh- 
men der beiden Vertragstaaten den internationalen Flug- 
linienverkehr zu betreiben berechtigt sind, werden in 
einem Fluglinienplan festgelegt, der durch Notenwechsel 
zu vereinbaren ist. 


A REPÜBLICA FEDERAL DA ALEMANHA 
e 

PORTUGAL, 

COM O OBJECTIVO de regulärem os transportes 
aereos entre os seus respectivos territörios, e para alem 
deles, 

CELEBRARAM O SEGUINTE ACORDO: 

Artigo lo 

Para os fins do presente Acordo, salvo quando no 
texto diferentemente se disponha: 

a) A expressäo "autoridades aeronäuticas,, significa, 
no que respeita ä Repüblica Federal da Alemanha, 
o "Bundesminister für Verkehr,, e, no que respeita 
a Portugal, o "Ministerio das Comuriicagöes — Di- 
reccäo Gerai da Aeronautica Civil,, ou, em ambos 
OS casos, qualquer outra entidade ou organismo 
aütorizado a exercer as mesmas fungöes. 

b) A expressäo "empresa aerea designada,, significa 
uma empresa aerea que uma das Partes Contratan- 
tes tiver, em conformidade com o artigo 3^, in- 
dicado ä outra Parte Contratante para explorar um 
servigo aereo internacional nas rotas estabelecidas 
nos termos do artigo 2°, parägrafo (2). 

c) A palavra "territörio,, tem o significado previsto 
no artigo 2o da Convengäo de Aviagäo Civil Inter- 
nacional, de 7 de Dezembro de 1944. 

d) As expressöes "servigo aereo,,, "servigo aereo 
internacional,, e "escala para fins näo comerciais,, 
tem o significado previsto no artigo 96, alineas a), 
b) e d), da Convengäo de Aviagäo Civil Inter- 
nacional, de 7 de Dezembro de 1944. 

Artigo 2^ 

(1) Para o efeito da exploragäo de servigos aereos 
internacionais, pelas empresas designadas, nas rotas 
estabelecidas em conformidade com o parägrafo (2), as 
Partes Contratantes concedem-se reciprocamente: 

— o direito de tränsito; 

— o direito de escala para fins näo comerciais; e 

— o direito de embarcar e desembarcar, para fins 
comerciais, passageiros, correio e/ou carga nos 
pontos, dos respectivos territörios, especificados 
nas supracitadas rotas e nas condigöes estipula- 
das neste Acordo. 

(2) Os quadros das rotas nos termos das quais as 
empresas designadas pelas Partes Contratantes poderäo 
explorar servigos aereos internacionais, seräo estabeleci- 
dos por acordo confirmado por troca de notas diplo- 
mäticas. 
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(3) Keine Bestimmung des Absatzes 1 dieses Artikels 
ist so auszulegen, daß den Unternehmen eines Vertrag- 
staates das Recht übertragen wird, im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragstaaies Fluggäste, Post und/oder Fracht 
aufzunehmen, deren Bestimmungsort ein anderer Ort im 
Gebiet des anderen Vertragstaaies ist. 

Artikel 3 

(1) Mit dem Betrieb des internationalen Fluglinien- 
verkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien kann jederzeit begonnen werden, wenn 

a) der Vertragstaat, dem die in Artikel 2 Absatz 1 
genannten Rechte gewährt sind, ein oder meh- 
rere Unternehmen schriftlich bezeichnet hat, und 

b) der Vertragstaat, der die Rechte gewährt, dem 
oder den bezeichneteii Unternehmen die Ge- 
nehmigung erteilt hat, den Fluglinienverkehr 
zu eröffnen. 

(2) Der Vertragstaat, der die Rechte gewährt, wird 
vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 
und vorbehaltlich der Festsetzung der Tarife nach Ar- 
tikel 9 die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienverkehrs unverzüglich erteilen. 

(3) Jeder Vertragstaat kann von einem bezeichneten 
Unternehmen des anderen Vertragstaates den Nachweis 
verlangen, daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu 
entsprechen, die durch die Gesetze und Vorschriften des 
erstgenannten Staates für die Durchführung des inter- 
nationalen Luftverkehrs vorgeschrieben sind. 

(4) Jeder Vertragstaat kann einem bezeichneten Unter- 
nehmen des anderen Vertragstaaies die Ausübung der 
in Artikel 2 gewährten Rechte verweigern, wenn das 
Unternehmen nicht in der Lage ist, auf Verlangen den 
Nachweis zu erbringen, daß ein wesentlicher Teil des 
Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche 
Kontrolle Staatsangehörigen oder Körperschaften des 
anderen Vertragstaates oder diesem selbst zustehen. 

Artikel 4 

(1) Jeder Vertragstaat kann die nach Artikel 3 Ab- 
satz 2 erteilte Genehmigung widerrufen oder einschrän- 
ken, wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze 
und Vorschriften des die Rechte gewährenden Vertrag- 
staates oder die Bestimmungen dieses Abkommens nicht 
befolgt oder die daraus sich ergebenden Verpflichtungen 
nicht erfüllt. Das gleiche gilt, wenn der Nachweis nach 
Artikel 3 Absatz 4 nicht erbracht wird. Von diesem Recht 
wird jeder Vertragstaat nur nach einer Konsultation nach 
Artikel 12 Gebrauch machen, es sei denn, daß zur Ver- 
meidung weiterer Verstöße gegen Gesetze oder Vor- 
schriften eine sofortige Einstellung des Betriebes oder 
sofortige Auflagen erforderlich sind. 

(2) Jeder Vertragstaat hat das Recht, durch schriftliche 
Mitteilung an den anderen Vertragslaat ein bezeichnetes 
Unternehmen durch ein anderes zu ersetzen. Das neu 
bezeichnete Unternehmen genießt die gleichen Rechte 
und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie das 
Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 5 

Die Gebühren und andere Abgaben, die in jedem 
Vertragstaat für die Benutzung der Flughäfen und an- 
derer Luftfahrteinrichtungen durch die Luftfahrzeuge 
eines bezeichneten Unternehmens des anderen Vertrag- 
staates erhoben werden, dürfen nicht höher sein als die 
Gebühren, die für inländische Luftfahrzeuge in ähnlichen 
internationalen Diensten erhoben werden. 


(3) Nenhuma das disposigöes do parägrafo (!) deste 
artigo pode ser interpretada no sentido de que as em- 
presas designadas por uma Parte Contratante tem o 
direito de embarcar no territörio da outra Parte Contra- 
tante passageiros, correio e/ou carga destinados a outro 
ponto do mesmo territörio. 

Artigo 3^ 

(1) A exploragäo dos servi(;os aereos internacionais 
nas rotas estabelecidas nos termos do parägrafo (2) do 
Artigo 20 poderä ser iniciada em qualquer altura, desde 
que 

a) a Parte Contratante ä quäl säo concedidos os 
direitos mencionados no artigo 2®, parägrafo (1), 
tenha designado por escrito uma ou mais em- 
presas; e 

b) a Parte Contratante que concede os direitos 
tenha autorizado a empresa ou empresas de- 
signadas a iniciar os servigos aereos. 

(2) A Parte Contratante que concede os direitos darä 
sem demora, sob reserva das disposigöes dos parä- 
grafos (3) e (4) e da fixagäo das tarifas nos termos do 
Artigo 9o, autorizagäo para a exploragäo dos servigos 
aereos internacionais. 

(3) Cada Parte Contratante poderä exigir que uma 
empresa designada pela outra Parte Contratante prove 
que estä em condigöes de satisfazer os requisitos prescri- 
tos pelas leis e regulamentos da Parte Contratante in- 
dicada em primeiro lugar, para a realizagäo dos servigos 
aereos internacionais. 

(4) Cada Parte Contratante poderä recusar a uma em- 
presa designada pela outra Parte Contratante o exercicio 
dos direitos concedidos no Artigo 2^, se essa empresa 
näo estiver em condigöes de fornecer as provas que Ihe 
forem exigidas de que uma parte substancial da respec- 
tiva propriedade e a sua fiscalizagäo efectiva pertencem 
a nacionais, ou a Organismus da outra Parte Contratante 
ou ao proprio Estado. 

Artigo 4° 

(1) Cada uma das Partes Contratantes reserva-se o 
direito de revogar ou limitar a autorizagäo concedida 
nos termos do artigo 3^, parägrafo (2), quando a empresa 
designada deixar de observar as leis e os regulamentos 
vigentes no territörio da Parte Contratante que concede 
OS direitos, ou as disposigöes deste Acordo, ou quando 
faltar äs obrigagöes dele decorrentes. Do mesmo modo, 
se procederä, se a prova exigida no artigo 3^, parägrafo 

(4), näo för apresentada. Cada uma das Partes Contra- 
tantes sömente usarä deste direito apös a consulta pre- 
vista no artigo 12°, salvo se, para evitar a repetigäo de 
infracgöes äs leis e regulamentos, för necessärio suspen- 
der a exploragäo ou impor restriegöes imediatamente. 

(2) Cada uma das Partes Contratantes reserva-se o 
direito de, por comunicagäo escrita ä outra Parte Contra- 
tante, cancelar a designagäo de uma empresa e substi- 
tui-la por outra. A nova empresa designada gozarä dos 
mesmos direitos e terä as mesmas obrigagöes que a 
empresa substituida. 

Ar tig o 5® 

As taxas e outros encargos impostos no territörio de 
uma das Partes Contratantes äs aeronaves da outra Parte 
Contratante pela utilizagäo dos areoportos e outras 
facilidades näo seräo superiores aos pagos pelas aero- 
naves nacionais afectas a servigos aereos internacionais 
similares. 
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Artikel 6 

(1) Die Vertragstaalen gewähren hinsichtlich der Luft- 
fahrzeuge, die von einem bozeichnelen Unternehmen des 
anderen Vertragstaates ausschließlich im internationalen 
Fluglinienverkehr verwendet werden, die folgenden Ab- 
gabenvergünstigungen: 

1. Die von einem bezeidineten Unternehmen des einen 
Vertragstaates verwendeten Luftfahrzeuge, die in 
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragstaates ein- 
fliegen und aus ihm wieder ausfliegen oder es durch- 
fliegen, einschließlich der an Bord befindlichen üb- 
lichen Ausrüstungsgegenstände und Ersatzteile blei- 
ben frei von Zöllen, Untersuchungsgebühren oder 
ähnlichen Abgaben und Gebühren. 

Das gleiche gilt für Luftfahrtbetriebsstoffe und 
Bordverpflegung, wenn sie an Bord dieser Luftfahr- 
zeuge verbraucht werden, und zwar auch auf dem 
Teil der Flüge, der zwischen Orten im Hoheitsgebiet 
dieses Vertragstaates stattfindet. 

2. Ersatzteile, Ausrüstungsgegenstände und Luftfahrt- 
betriebsstoffe, die 

a) aus den in Nummer 1 genannten Luftfahrzeugen 
im Floheitsgebiet des anderen Vertragstaates 
unter Zollüberwachung ausgebaut oder sonst von 
Bord gebracht und dort gelagert werden, oder 

b) für diese Luftfahrzeuge in das Gebiet des an- 
deren Vertragstaates unter Zollüberwachung ein- 
geführt und dort gelagert werden, 

bleiben frei von den in Nummer 1 bezeichneten Ab- 
gaben, wenn sie unter Zollüberwachung in die 
genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder sonst an 
Bord genommen werden oder auf andere Weise 
wieder ausgeführt werden. 

Für Luftfahrtbetriebsstoffe, die unter Zollüber- 
wachung im Hoheitsgebiet des anderen Vertrag- 
staates an Bord der Flugzeuge eines bezeichneten 
Unternehmens genommen werden und im inter- 
nationalen Fluglinienverkehr Verwendung finden, 
werden weder die genannten Abgaben erhoben noch 
etwaige besondere Verbrauchsabgaben, mit denen 
die Luftfahrtbelriebsstoffe in diesem Vertragstaat 
belastet sind. 

Die gleiche Abgabenbefreiung wird für solche 
Ersatzteile, Ausrüstungsgegenstände und Luftfahrt- 
betriebsstoffe gewährt, die unter Zollüberwachung 
aus entsprechenden Lagern anderer Luftfahrtunter- 
nehmen entnommen und in die genannten Luftfahr- 
zeuge eingebaut oder sonst an Bord genommen 
werden. 

(2) Soweit für die in Absatz 1 genannten Waren Ab- 
gaben nicht erhoben werden, unterliegen sie nicht den 
sonst für sie geltenden wirtschaftlichen Ein-, Aus- und 
Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 


Artikel 7 

(1) Den bezeichneten Unternehmen jedes Vertrag- 
staates ist in billiger und gleicher Weise Gelegenheit zu 
geben, den Betrieb auf jeder der nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien durchzuführen. 

(2) Bei dem Betrieb des internationalen Fluglinienver- 
kehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien 
hat ein bezeichnetes Unternehmen eines Vertragstaates 
auf die Interessen eines bezeichneten Unternehmens des 
anderen Vertragstaates Rücksicht zu nehmen, damit der 
ganz oder teilweise auf den gleichen Linien von diesem 
Unternehmen betriebene Fluglinienverkehr nicht unge- 
bührlich beeinträchtigt wird. 


Artig o 6^ 

(1) Cada uma das Partes Contratantes concederä 
isengäo de direitos aduaneiros e outros encargos, abaixo 
m.encionados, äs aeronaves da empresa designada pela 
outra Parte Contratante, exclusivamente afectas aos ser- 
vigos aereos internacionais, nos termos seguintes: 

1. As aeronaves da empresa designada por uma das 
Partes Contratantes ao entrar, sair ou sobrevoar 
o territörio da outra Parte Contratante, bem como 
o equipamento regulär e pegas sobresselentes, a 
bordo de tais aeronaves, seräo isentas de direitos 
aduaneiros, despesas de inspecgäo e outros direitos 
ou encargos semelhantes. 

Este tratamento aplicar-se-ä tambem ao combustivel, 
Öleos lubrificantes e provisöes de bordo, se forem 
usadas ou consumidas nas aeronaves, mesmo quan- 
do em voos entre pontos do territörio desta Parte 
Contratante, 

2. As pegas sobresselentes, artigos de equipamento, 
combustivel e Öleos lubrificantes que 

a) sejam retirados das aeronaves referidas no n^ 1 
deste parägrafo ou, doutro modo, retirados de 
bordo e armazenados no territörio da outra Parte 
Contratante, sob fiscalizagäo aduaneira, ou 

b) importados, para tais aeronaves, e armazenados 
no territörio da outra Parte Contratante, sob 
fiscalizagäo aduaneira, 

seräo isentos de direitos e dos encargos menciona- 
dos no no 1 deste parägrafo se forem montados ou, 
doutro modo, levados para bordo das ditas aero- 
naves, sob fiscalizagäo aduaneira, ou doutra forma 
reexportados. 

O combustivel e öleos lubrificantes recebidos, sob 
fiscalizagäo aduaneira, pelas aeronaves de uma em- 
presa designada, no territörio da outra Parte Con- 
tratante e afectas a servigos aereos internacionais 
näo ficaräo suj eitos aos supracitados direitos e en- 
cargos, nem a quaisquer impostos de consumo que 
sejam aplicäveis a combustiveis e öleos lubrifican- 
tes, nesta Parte Contratante. 

A mesma isengäo de direitos e outros encargos 
Sera concedida äs pegas sobresselentes, artigos de 
equipamento, combustivel e öleos lubrificantes re- 
cebidos de armazens de outras empresas e instala- 
dos ou, doutro modo, levados para bordo das ditas 
aeronaves, sob fiscalizagäo aduaneira. 

(2) As mercadorias referidas no parägrafo (1) näo 
ficaräo sujeitas a quaisquer proibigöes ou restricgöes de 
importagäo, exportagao e tränsito que, doutro modo, 
poderiam ser aplicäveis, enquanto gozarem de tais 
isengöes. 

Artigo 7^ 

(1) Serä concedida äs empresas designadas pelas Par- 
tes Contratantes justa e igual oportunidade na ex- 
ploragäo das rotas estabelecidas nos termos do Artigo 2 ^, 
parägrafo (2). 

(2) Na exploragäo de servigos aereos internacionais 
nas rotas estabelecidas nos termos do Artigo 2°, parä- 
grafo (2), a empresa designada por uma Parte Contra- 
tante deverä tomar em consideragäo os Interesses da 
empresa designada pela outra Parte Contratante, a fim 
de OS servigos aereos explorados por esta empresa, em 
toda ou parte da mesma rota, näo serem indevidamente 
afectados. 
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(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien soll vor allem 
dazu dienen, ein Beförderungsangebot bereitzustellen, 
das der voraussehbaren Verkehrsnachfrage nach und von 
dem Hoheitsgebiet des Vertragstaates entspricht, der das 
Unternehmen bezeichnet hat. Das Recht dieses Unterneh- 
mens, Fluggäste, Post und/oder Fracht an den Punkten 
der festgelegten Linien, die im Hoheitsgebiet des an- 
deren Vertragstaates liegen, nach oder von dritten Staa- 
ten aufzunehmen und abziisetzen, ist im Interesse einer 
geordneten Entwicklung des internationalen Luftverkehrs 
so auszuüben, daß das Beförderungsangebot angepaßt ist 

a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten 
von und nach dem Hoheitsgebiet des Vertrag- 
staates, der das Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten beste- 
hende Verkehrsnachfrage unter Berücksichtigung 
der örtlichen und regionalen Linien, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Be- 
triebes auf den festgelegten Linien. 


Artikel 8 

(1) Die bezeichneten Unternehmen teilen den Luft- 
fahrtbehörden beider Vertragstaaten spätestens einen 
Monat vor Beginn des Betriebes auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien die Art des Betriebes, die 
vorgesehenen Flugzeugmuster und die Flugpläne mit. 
Das gleiche gilt für spätere Änderungen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde des einen Vertragstaates 
wird der Luftfahrtbehörde des anderen Vertragstaates 
auf deren Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen 
statistischen Unterlagen übermitteln, die billigerweise 
angefordert werden können, um das auf den nach Ar- 
tikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien von einem bezeich- 
neten Unternehmen bereitgestellte Beförderungsangebot 
zu überprüfen. Diese Unterlagen haben alle Angaben zu 
enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 


Artikel 9 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien für Fluggäste und Fracht anzuwenden 
sind, werden unter Berücksichtigung aller Umstände, wie 
der Kosten des Betriebes, eines angemessenen Gewinns, 
der besonderen Gegebenheiten der verschiedenen Linien 
und der von anderen Unternehmen, welche die gleiche 
Linie ganz oder teilweise betreiben, angewendeten Ta- 
rife festgesetzt. Bei der Festsetzung soll nach den Be- 
stimmungen der folgenden Absätze verfahren werden. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie 
durch Vereinbarung der beteiligten bezeichneten Unter- 
nehmen festgesetzt. Hierbei sollen sich die bezeichneten 
Unternehmen nach den Beschlüssen richten, die auf 
Grund des Tariffestsetzungsverfahrens des Internatio- 
nalen Luftverkehrsverbandes (lATA) angewendet wer- 
den können, oder die bezeichneten Unternehmen sollen 
sich nach einer Beratung mit den Luftverkehrsunterneh- 
men dritter Staaten, welche die gleiche Linie ganz oder 
teilweise betreiben, wenn möglich unmittelbar unterein- 
ander verständigen. 

(3) Die auf diese Weise festgesetzten Tarife werden 
den Luftfahrtbehörden beider Vertragstaaten spätestens 
einen Monat vor dem in Aussicht genommenen Inkraft- 
treten der Tarife zur Genehmigung vorgelegt. Dieser 
Zeitraum kann in besonderen Fällen verkürzt werden, 
wenn die Luftfahrtbehörden damit einverstanden sind. 


(3) Os servigos aereos internacionais nas rotas esta- 
belecidas nos termos do Artigo 2^, parägrafo (2), teräo 
por objectivo principal oferecer uma capacidade ade- 
quüda ä previsivel procura de träfego destinado a, ou 
proveniente do territörio da Parte Contratante que de- 
signou a empresa. O direito desta empresa de embarcar 
e desembarcar, nos pontos das rotas estabelecidas si- 
tuados no territörio da outra Parte Contratante, passa- 
geiros, correio e/ou carga, com destino a, ou proveniente 
de terceiros paises, deverä ser exercido no interesse do 
desenvolvimento ordenado do transporte aereo inter- 
nacional e de modo que a capacidade se adapte: 

a) ä procura de träfego de e para o territörio da 
Parte Contratante que designou a empresa; 

b) ä procura de träfego existente nas regiöes atra- 
vessadas, respeitados os interesses dos servigos 
locais e regionais; e 

c) äs exigencias de uma exploragäo econömica das 
rotas estabelecidas. 


Artigo 8° 

(1) As empresas designadas comunicaräo äs autori- 
dades aeronäuticas de ambas as Partes Contratantes, um 
mes, pelo menos, antes do comego da exploragäo das 
rotas estabelecidas nos termos do parägrafo (2) do Ar- 
tigo 2o, a natureza do servigo, os tipos de aeronaves e 
os horärios previstos. O mesmo regime se aplicarä igual- 
mente a modificagöes ulteriores. 

(2] As autoridades aeronäuticas de cada Parte Contra- 
tante forneceräo periödica ou ocasionalmente äs autori- 
dades aeronäuticas da outra Parte Contratante, a pedido 
destas, todos os dados estatisticos que possam ser ra- 
zoävelmente exigidos para verificagäo da capacidade 
oferecida nas rotas estabelecidas nos termos do parä- 
grafo (2) do Artigo 2» pela empresa designada. Estes 
dados deveräo incluir todas as informagöes necessärias 
para determinar o volume do träfego, bem como a sua 
origem e destino. 


Artigo 9° 

(1) As tarifas referentes a passageiros e carga a 
aplicar nas rotas estabelecidas nos termos do parä- 
grafo (2) do Artigo 2° seräo fixadas tendo em conta 
todos os factores relevantes, tais como custo da ex- 
ploragäo, lucro razoävel, caracteristicas das diferentes 
rotas e tarifas aplicadas por outras empresas que ex- 
plorem as mesmas rotas no todo ou em parte. Essa fixa- 
gäo deverä obedecer ao disposto nos parägrafos se- 
guintes: 

(2) As tarifas deveräo, na medida do possivel, ser 
estabelecidas para cada rota por acordo entre as em- 
presas designadas. Para o efeito, deveräo estas observar 
as decisöes que po.ss.am aplicar-se com base nos procedi- 
mentos resultantes das conferencias de träfego da Asso- 
ciagao Internacional do Transporte Aereo (lATA) ou, se 
possivel, entender-se directamente, apös consulta com 
as empresas de terceiros paises que explorem as mesmas 
rotas, no todo ou em parte. 


(3) As tarifas assim acordadas seräo submetidas ä 
aprovagäo das autoridades aeronäuticas de ambas as 
Partes Contratantes um mes, pelo menos, antes da data 
prevista para a sua entrada em vigor. Este periodo 
poderä ser reduzido em casos especiais se as autoridades 
aeronäuticas assim o entenderem. 
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(4) Kommt zwischen den bezeichneten Unternehmen 
eine Einigung nach Absatz 2 nicht zustande oder erklärt 
sich ein Vertragstaat mit den ihm nach Absatz 3 zur 
Genehmigung vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, 
so sollen die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragstaa- 
ten die Tarife derjenigen Linien und Linienteile, für die 
eine Übereinstimmung nicht zustande gekommen ist, 
vereinbaren. 

(5) Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragstaaten eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht 
zustande, so findet Artikel 13 Anwendung. Solange der 
Sdiiedsspruch nicht ergangen ist, hat der Vertragstaat, 
der sich mit einem Tarif nicht einverstanden erklärt, das 
Recht, von dem anderen Vertragstaat die Aufrechterhal- 
tung der vorher in Kraft befindlichen Tarife zu ver- 
langen. 

Artikel 10 

Tritt ein von beiden Vertragstaaten angenommenes 
mehrseitiges Luftverkehrsabkommen in Kraft, so gehen 
dessen Bestimmungen vor, Erörterungen über die Fest- 
stellung, inwieweit ein mehrseitiges Abkommen dieses 
Abkommen aufhebt, ändert oder ergänzt, finden nach Ar- 
tikel 12 dieses Abkommens statt. 


Artikel 11 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragstaaten 
findet nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit und eine Verständigung in allen 
die Anwendung und Auslegung dieses Abkommens be- 
rührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 


Artikel 12 

Zur Erörterung der Änderungen dieses Abkommens 
oder des Fluglinienplans kann ein Vertragstaat jederzeit 
eine Konsultation beantragen. Das gleiche gilt für die 
Erörterung der Auslegung und Anwendung des Ab- 
kommens, wenn ein Meinungsaustausch nach Artikel 1 1 
nach Ansicht eines Vertragstaates ohne Erfolg geblieben 
ist. Die Konsultation beginnt innerhalb einer Frist von 
sechzig Tagen nach Eingang des Antrags. 


Artikel 13 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die An- 
wendung oder Auslegung dieses Abkommens nicht nach 
Artikel 12 beigelegt werden kann, ist sie auf Antrag 
eines Vertragstaates einem Schiedsgericht zu unter- 
breiten. 

(2) Das Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern. 
Von Fall zu Fall bestellt jeder Vertragstaat einen 
Schiedsrichter, über den Obmann des Schiedsgerichts, 
der einem dritten Staat angehören muß, führen die Ver- 
tragstaaten Übereinstimmung herbei. Werden die 
Schiedsrichter nicht innerhalb von zwei Monaten, der 
Obmann nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, nach- 
dem ein Vertragstaat seine Absicht, das Schiedsgericht 
anzurufen, bekanntgegeben hat, kann in Ermangelung 
einer anderen Vereinbarung jeder Vertragstaat den 
Präsidenten des Rates der ICAO bitten, die erforderlichen 
Ernennungen vorzunehmen. Für den Fall, daß der Präsi- 
dent die Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertrag- 
staaten besitzt oder aus anderem Grunde verhindert ist, 
soll sein Stellvertreter im Amt die erforderlichen Er- 
nennungen vornehmen. 


(4) Se näo se chegar a acordo entre as empresas de- 
signadas em conformidade com o disposto no parä- 
grafo (2), ou se uma das Partes Contratantes näo con- 
cordar com as tarifas submetidas ä sua aprovagäo nos 
termos do parägrafo (3), as autoridades aeronäuticas 
das duas Partes Contratantes poderao acordar nas tarifas 
referentes äs rotas ou trogos de rota sobre as quais 
näo houve entendimento. 

(5) Näo chegando as autoridades aeronäuticas das duas 
Partes Contratantes a acordo nos termos do parägrafo (4), 
aplicar-se-ä o disposto no Artigo 13°. Enquanto näo för 
proferida a sentenca arbitral, a Parte Contratante que 
näo concorda com uma tarifa terä o direito de exigir da 
outra Parte Contratante que se mantenham as tarifas 
anteriormente em vigor. 


Artigo 10^ 

Se um acordo multilateral sobre transportes aäreos, 
aceite por ambas as Partes Contratantes, entrar em vigor, 
prevaleceräo as disposigoes desse acordo. As consultas 
para determinar ate que ponto tal acordo multilateral 
revoga, modifica ou completa o presente acordo, efec- 
tuar-se-äo nos termos do Artigo 12°. 


Artigo 11° 

As autoridades aeronäuticas das Partes Contratantes 
entraräo em contacto, quando necessärio, para assegurar 
estreita colaboracäo e concordäncia em todos os assun- 
tos respeitantes ä aplicaeäo e interpretaeäo deste acordo. 


Artigo 12° 

As Partes Contratantes poderao promover, em qual- 
quer altura, a realizaeSo de consultas com vista a modi- 
ficar este acordo ou os quadros de rotas. O mesmo se 
observarä relativamente ä interpretaeäo e aplicagäo do 
Acordo, quando uma das Partes Contratantes julgar que 
foi infrutifero o contacto entre as autoridades aero- 
näuticas previsto no Artigo llo. 

As consultas terao inicio dentro de 60 dias a contar 
da data da recepcäo do pedido para a sua realizacäo. 

Artigo 13^ 

(1) Os diferendos relativos ä aplicaeäo ou interpretaeäo 
deste Acordo, que näo possam ser solucionados nos 
termos do artigo 12^, deveräo ser submetidos, a pedido 
de uma das Partes Contratantes, a um tribunal arbitral. 

(2) O tribunal arbitral serä constituido por tres är- 
bitros. Em cada caso, cada uma das Partes Contratantes 
nomearä um ärbitro. As Partes Contratantes pör-se-äo 
de acordo, quanto ä escolha do ärbitro presidente que 
deverä ter a nacionalidade de um terceiro pais. Se os 
ärbitros näo forem nomeados no prazo de dois raeses, 
e o presidente näo för escolhido no prazo de tres meses, 
a partir da data em que uma das Partes Contratantes 
comunicou a sua intengäo de recorrer ao tribunal ar- 
bitral, pode cada uma delas, ä falta de outro acordo, 
solicitar ao presidente do Conselho da Organizagao da 
Aviagäo Civil Internacional fICAO), que proceda äs 
necessärias nomeaeöes. No caso de o presidente do 
Conselho da Organizaeäo da Aviagäo Civil Internacional 
(ICAO) possuir a nacionalidade de uma das Partes Con- 
tratantes, ou estando impedido por outro motivo, o seu 
substituto no Conselho farä as devidas nomeagöes. 
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(3) Das Schiedsgericht trifft mit Stimmenmehrheit seine 
Entscheidungen, denen sich die Vertragstaaten unter- 
werfen. Jeder Vertragstaat trägt die Kosten seines Mit- 
gliedes. Die übrigen Kosten werden von beiden Vertrag- 
staaten zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt 
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


Artikel 14 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenaustausch nach Artikel 2 Absatz 2 werden der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur Registrie- 
rung mitgeteilt. 

Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Bonn ausgetauscht. 

(2) Das Abkommen tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Jeder Vertragstaat kann dieses Abkommen jeder- 
zeit kündigen. Das Abkommen tritt zwölf Monate nach 
Eingang der Kündigung bei dem anderen Vertragstaat 
außer Kraft. 


GESCHEHEN zu Lissabon am 31. März 1958 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und portugiesischer Sprache, 
v/obei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(3) O tribunal arbitral tomarä as suas deliberacoes 
por maioria de votos com as quais as Partes Contra- 
tantes se obrigam a conformar-se. Cada uma das Partes 
Contratantes pagarä as despesas do seu ärbitro. As 
demais custas säo suportadas em partes iguais pelas 
duas Partes Contratantes. Nos demais aspectos, o tri- 
bunal arbitral determinarä os principios a serem se- 
guidos no processo. 

Artigo 14o 

O presente Acordo, todas as suas alteragöes e notas 
trocadas nos termos do parägrafo (2) do Artigo 2o seräo 
remetidos para registo ä Organizagao da Aviagäo Civil 
Internacional. 

Artigo 15^ 

(1) Este acordo carece de ratificagäo. A troca de rati- 
ficagöes terä lugar em Bonn logo que possivel. 

(2) O Acordo entrarä em vigor um mes apös a troca 
de ratificacöes. 

(3) As Partes Contratantes poderäo em qualquer altura 
denunciar o Acordo, que deixarä de vigorar doze meses 
a contar da data em que a outra Parte Contratante tiver 
recebido a respectiva notificacäo. 


FEITO em Lisboa, aos 31 de Marge de 1958, em dois 
exemplares, em llngua alemä e portuguesa, fazendo fe 
ambos os textos. 


O Embaixador da 
Repüblica Federal 
da Alemanha 

Paulo Cu nha Dr.G. Seelos 


O Ministro dos 
Negöcios Estrangeiros 
do Portugal 


Dr. G. See los 


Paulo Cu nha 



